


Kommunisten 

wählen!

I
n einer Zeit, in der die öffent-
liche Aufmerksamkeit auf ein 

einziges Thema gerichtet ist, gerät 
anderes beinahe vollständig in 
den Hintergrund, das zu nennen 
und zu skandalisieren wäre. Die 
Bundesregierung hat mal eben 
einen Rüstungshaushalt in Rekord-
höhe verabschiedet. 46 Milliarden 
Euro sollen im nächsten Jahr für 
Kriegsgerät und Soldatendrill aus-
gegeben werden. Hier wird Geld 
zum Zwecke weltweiten Totschie-
ßens in riesenhaften Umfang aus-
gegeben, an anderer Stelle wird 
gespart, bis es quietscht. 

Noch geringer scheint die 
Wahrnehmung bei bestimmten 
Handlungen des »rot-rot-grünen« 
Senats in Berlin zu sein. Da wird 
mal eben die Teilprivatisierung der 
S-Bahn in die Wege geleitet und 
kaum einer merkt auf. Und auch 
die Privatisierung von Berliner 
Schulgebäuden geht derzeit ohne 
größeren Widerstand voran. 

Unvermeidliche Maßnahmen zur 
Eindämmung von Covid19 haben 
den für die herrschende Klasse 
nicht unerwünschten Nebeneffekt, 
Dinge von erheblicher Tragweite 
weitgehend widerstandslos be-
schließen zu können. Wir können 
uns dagegen engagieren, etwa 
in Initiativen gegen Aufrüstung 
und Kriegsvorbereitung, gegen 
die Privatisierung der S-Bahn und 
des Schulbaus. Aber selbst der 
Wahlkampf bietet die Möglichkeit, 
Widerstand zu organisieren. Im 
September werden der Bundestag 
und das Berliner Abgeordneten-
haus gewählt. Auch die DKP tritt 
an. Sie will den Interessen der 
werktätigen Menschen Gehör 
verschaffen, etwa in der Mieten-
politik. Die Spitzenkandidatin der 
Berliner SPD, Franziska Giffey, hat 
kürzlich verkündet, sie wolle den 
Mietendeckel um keinen Preis ver-
längern. Wir von der DKP sagen 
hingegen: Er muss mindestens 
weitere fünf Jahre gelten. Und das 
reicht noch nicht. Wir brauchen 
einen umfassenden Kommunalen 
Wohnbau, wenn das Problem der 
Wohnungsnot und der überteuer-
ten Mieten endlich gelöst werden 
soll. 

Um mit diesen Standpunkten 
in die Wahlen gehen zu können, 
benötigen wir allerdings Hilfe. 
Als kleine Partei muss die DKP für 
die Landesliste mindestens 2.000 
Unterstützerunterschriften ein-
reichen. Wenn eine klare Stimme 
für die Interessen der »kleinen 
Leute« bei den Berliner Abgeord-
netenhauswahlen wählbar sein 
soll, dann leisten Sie bitte ihre 
Unterschrift auf dem beiliegenden 
Formblatt, damit es im September 
heißen kann: Meine Stimme den 
Kommunisten!   

Kommentar

E
nde November hat der 
Berliner Senat die Grün-
dung einer landeseigenen 

Schienenfahrzeuggesellschaft 
beschlossen und verkauft das 
als einen Schritt zu mehr Un-
abhängigkeit von den Bahnbe-
treibern. Was ist dran an der 
Verlautbarung?

Zwar ist die »Landesanstalt 
Schienenfahrzeuge« eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR) 
wie etwa auch die Berliner Ver-
kehrsbetriebe (BVG), sie soll aber 
keinesfalls wie die BVG arbeiten, 
das zeigt der Entwurf für das Er-
richtungsgesetz. Die Fahrzeuge 
und die zugehörigen Werkstät-
ten übernimmt sie nur formell. 
Sie verplichtet sich nicht ein-
mal, Einsatzfähigkeit und Fahr-
zeugverfügbarkeit der Wagen zu 
garantieren. Wagen und Werk-
stätten werden vielmehr im Zuge 
einer Öffentlich-Privaten Partner-
schaft (ÖPP) Dritten überlassen 
– für die komplette Lebensdauer 
der Wagen von 30 Jahren. Diese 
neue Landesanstalt ist de facto 
eine staatlich errichtete Briefkas-
tenirma, die einzig dazu dient, 
ein gigantisches ÖPP-Projekt 
umzusetzen. Solche ÖPPs sind 
enorm teuer, liefern schlechte 
Leistungen und behindern durch 
ihre starren Verträge jegliche 
Weiterentwicklung. Ich nenne 
das Planwirtschaft zugunsten von 
Kapitalanlegern. 

Privatisierungen von Institutio-
nen der öffentlichen Daseins-

vorsorge oder Öffentlich-Private 
Partnerschaften kosten das 
Land in der Regel viel Geld, 
rufen Widerstand bei den Be-
troffenen hervor und am Ende 
kommt meist Schrott dabei he-
raus. Warum hält der Senat an 
den Ausschreibungen der zwei 
Teilnetze der Berliner S-Bahn 
fest?

Offenbar konnten sich die Ver-
treter aus der Finanzwirtschaft 
Zugang zur Berliner Landesregie-
rung verschaffen. Die Bürgerin-
nen und Bürgern haben keinerlei 
Nutzen, nur Schaden und große 
Risiken. Genauso ist es mit dem 
Klimaschutz – die S-Bahn ist ein 
enorm leistungsfähiges Verkehrs-
netz , das bei gutem Ausbau da-
bei helfen könnte, dass viele das 
schädliche Auto dauerhaft stehen 
lassen. Die Ausschreibung gefähr-
det eine solche Entwicklung. 

Was würde eine Zerschlagung 
des S-Bahnnetzes für die Be-
schäftigten bedeuten?

Wer heute in einer DB-Werkstatt 
oder als Lokführer arbeitet, hat 
dann keine dauerhaft sichere 
Perspektive mehr. Dazu kommt: 
Die bestehende Tarifbindung gilt 
nicht für die neuen Bieter, alle in 
den letzten Jahren von den Be-
schäftigten erkämpften Verbesse-
rungen der Arbeitsbedingungen 
werden perdu sein. Und natürlich 
führt Privatisierung zu Arbeitsver-
dichtung: Die Ausbeutung nimmt 
zu und macht die Leute krank.

Wie schätzen Sie die Positionen 
und Aktivitäten der EVG in 
Bezug auf die Zerschlagung der 
S-Bahn ein?
Wenn es ernst wird, knicken die ein. 
Wir haben das dreimal erfahren, 
beim Bahn-Börsengang, bei der  
S-Bahn-Ausschreibung 2012 und 
jetzt bei der Ausschreibung 2020. 
Es ist wie beim Freistoß im Fuß-
ball: Man braucht keine Leute, 
die in der Mauer stehen, um dann 
wegzuspringen, damit durch die 
Lücke das Tor geschossen werden 
kann.

Bei dem letzten Vergabever-
fahren des S-Bahn-Rings 2013 
blieb am Ende die Deutsche 
Bahn als einzige Bewerberin 
übrig. Könnte das diesmal nicht 
wieder der Fall sein?

Die grüne Senatorin Regine 
Günther hat alles in ihrer Macht 
stehende getan, um das zu ver-
hindern. Dazu werden eigens 
Doppelstrukturen und Schnitt-
stellen errichtet – die Zerschla-
gung des Betriebs in drei Teile, 
mit eigenen neuen Werkstätten, 
zusätzlichen Ausfahrten, Brücken 
und Nachtabstellanlagen. Auch 
die Wagen werden in zwei unter-
schiedlichen Gesellschaften kom-
men. Das alles werden wir bezah-
len, selbst wenn die DB am Ende 
doch den Zuschlag erhält. 

Ist ein Verbleib der S-Bahn-Stre-
cken bei der Deutschen Bahn 
besser?

Die DB wurde formell privati-
siert, sie verweigert sich seither 
der demokratischen Steuerung 
und Kontrolle. Im Aufsichtsrat 
sitzen Hedge-Fonds-Manager, 
Topleute aus der Luftfahrt und 
aus der Autoindustrie. Die haben 
völlig andere Interessen als die 
Begrenzung der Erderwärmung. 
Daher muss die S-Bahn Berlin 
den Berlinerinnen und Berli-
nern zurückgegeben werden. 
Das kann durchaus durch Druck 
von außen erreicht werden. Als 
der damalige Vorstandsvorsit-
zende Hartmut Mehdorn 2005 
vorhatte, die DB-Konzernzentra-
le von Berlin nach Hamburg zu 
verlegen, wurde Klaus Wowereit  
fuchtig – und die Konzernzentrale 
blieb in Berlin. Jetzt müssen wir 
auf Michael Müller politischen 
Druck ausüben.

Was muss als nächstes getan 
werden?

Die S-Bahn Berlin muss zurück 
unter demokratische Kontrolle, 
durch Rückkauf oder Enteignung. 
Dazu muss zuerst die Ausschrei-
bung aufgehoben werden. Und 
zwar vor der Wahl! Wer weiß, 
was wir dann für eine Regierung 
bekommen. Im AöR-Errichtungs-
gesetz muss der Passus gestrichen 
werden, der aus der neuen Lan-
desanstalt eine Verwaltungsstelle 
für die Privatisierung der S-Bahn 
macht und eine eigene Tätigkeit 
verbieten würde.
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Liebe Leserinnen und Leser,

der politische Jahresauftakt der Sozialisten und 

Kommunisten in diesem Land kann aus bekannten 

Gründen nicht in der gewohnten Weise stattinden. 
Das ist bedauerlich, sollte uns aber nicht daran hin-

dern, die gesellschaftlichen Kämpfe, die in diesem 

Jahr anstehen, im Blick zu behalten. Gleichwohl er-
scheint an diesem LLL-Wochenende die neue Num-

mer des Berliner Anstoß, mit dem die DKP-Berlin 

allen Genossinnen und Genossen, allen Sympa-

thisantinnen und Sympathisanten ein gutes und 

kämpferisches neues Jahr wünscht.   

Seit einem Jahr nun erscheint der Berliner An-
stoß in neuer Gestaltung, in größerem Format und 

erhöhter Aulage. Als wir Ende Januar 2020 die 
erste Ausgabe unter den veränderten Bedingungen 

veröffentlichten, war nicht sicher, wie lange wir 

würden weitermachen können. Doch das Konzept 
ist bisher aufgegangen. Vor einem Jahr schrieben 
wir an dieser Stelle: »Den Berliner Anstoß wollen 

wir viermal im Jahr in hoher Aulage und mit hoch-

wertigen Inhalten zur Verfügung stellen. Ob wir uns 
das auf Dauer leisten können, ist vor allem eine i-

nanzielle Frage. Und die hängt davon ab, ob wir 
ausreichend Unterstützung erhalten.« Wir hoffen, 
dass wir unseren Anspruch bisher einlösen konnten. 

Das Maß an Unterstützung hat jedenfalls Mut ge-
macht. Dennoch möchten wir daran erinnern, dass 
Sie diese Zeitung gratis erhalten, reiche Sponsoren 

gibt es allerdings nicht. Wir inanzieren die Heraus-
gabe ausschließlich über Anzeigen und Spenden. 
Damit wir diese Zeitung weiterhin als wichtige lin-

ke Stimme in der Stadt etablieren können, sind wir 

weiterhin auf Ihre Spende angewiesen!

Das Kollektiv des Berliner Anstoß

l Einen Spendencoupon und weitere 

Informationen inden Sie auf der letzten Seite

Von Stefan Natke, 

Vorsitzender der DKP Berlin 

»Eine staatlich errichtete 
Briekastenirma«

Die Zerschlagung der S-Bahn muss verhindert werden. Doch über eine »Landesanstalt 

Schienenfahrzeuge« werden stattdessen Steuergelder an die Finanzwirtschaft gezahlt

Ein Gespräch mit Carl Waßmuth (Gemeingut in BürgerInnenhand)
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I
n Friedrichshain-Kreuzberg ist 
die Verdrängung alteingesessener 

Mieterinnen und Mieter an allen 
Ecken spürbar. Wer nicht genug 
Geld hat, um Luxussanierungen zu 
zahlen oder Eigentum zu kaufen, 
muss gehen. An dieser Entwick-
lung ändert auch der Mietendeckel 
nichts.

Gründe für Widerstand und Ab-
wehrkämpfe gibt es täglich: Der 
Buchladen Kisch & Co, der Späti 
oder Bäcker an der Ecke, die vor 
dem Rauswurf stehen, Kneipen 
und Jugendzentren, die dicht 
gemacht wurden, Zwangsräumun-
gen wie die der Liebig 34, die mit 
martialischer Polizeigewalt durch-
gesetzt werden, und die Umwand-
lung von Miet- in Ferienwohnun-
gen durch airbnb – all das geht mit 
»links« bzw. »rot-rot-grün«. Und 
dann sind da noch Brennings & Co.

Der CDU-Politiker und Rechts-
anwalt Ernst Brenning steht 
beispielhaft für besonders freche 
Entmietung. In einer seiner 30 
Immobilien, die er allein in Berlin 
besitzt, in der Reichenbergerstraße 
73 in Kreuzberg, hat er mindestens 
sechsmal versucht, Mieterinnen 
und Mieter auf die Straße zu 
setzen, weil seine Angehörigen 
angeblich dringend Wohnraum 
brauchten. Zum Teil konnte er die 
Eigenbedarfskündigungen durch 
Zermürbung der Mieter oder 
Zwangsräumung durchsetzen. 
Aber am Ende hat er die Rechnung 
ohne die Mieter gemacht, die 
auf ihren Eigenbedarf bestanden 
und sich vor Gericht zumindest 
teilweise durchsetzen konnten. 
Unterstützung bekamen sie von 
Nachbarinnen und Nachbarn und 
der AG »Eigenbedarf kennt keine 
Kündigung« (E3K). Das zeigt: Sich 
zusammenzuschließen, zu Solidari-
sieren und gemeinsam zu kämpfen 
lohnt sich!

Private Vermieter besitzen in-
zwischen über 40 Prozent des 
Mietwohnungsbestandes in der 
Hauptstadt und haben ihre Proite 
mit der Miete in den letzten Jahren 
vervierfacht. Sie alle können Mieter 
mit Eigenbedarf bedrohen und die 
nicht so zahlungskräftige Klientel 
auf die Straße setzen. Bundesweit 
kommt es Jahr für Jahr zu 60.000 
bis 80.000 Eigenbedarfskündigun-
gen. Der Berliner Mieterverein und 
der Deutsche Mieterbund gehen 
davon aus, dass der Großteil der 
Vermieter, die sich auf Eigenbe-
darf berufen, Missbrauch betreibt. 
Eigenbedarfskündigungen gehören 
inzwischen zu den am häuigsten 
verhandelten Mietrechtsprozes-
sen. Die meisten werden von den 
Vermietern gewonnen. Aber der 
Fall Brenning zeigt, es geht auch 
anders. (wr)
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Von Christian Sprenger

S
ie wolle den Berliner Mietendeckel nach den festgeschriebe-
nen fünf Jahren nicht verlängern. Was die neue SPD-Landes-
vorsitzenden Franziska Giffey am 8. Dezember da in einer 
Talkshow des rbb verkündete, kam nicht überraschend. Denn 

zahlreiche Berliner SPD-Politiker sind seit Jahren als Lobbyisten 
für private Immobilienkonzerne, Vermieter und Bauwirtschaft tä-
tig. Kommt hinzu, dass Berlins Stadtentwicklungssenator Sebastian 
Scheel (Die Linke) bereits einen Monat zuvor ausgeschlossen hatte, 
das Gesetz zu verlängern (Berliner Zeitung, 13.11.2020). Dazu passt 
die jüngst bekannt gewordene Personalentscheidung der Senatsver-
waltung für Finanzen: der ehemalige »Immobilienentwickler« Volker 
Härtig, ein entschiedener Gegner des Mietendeckels, soll in den Vor-
stand der Wohnraumversorgung Berlin berufen werden. 

Giffeys »Neuausrichtung der Mietenpolitik« läuft also auf altbekann-
te Rezepte aus der neoliberalen Mottenkiste hinaus. Die kapitalisti-
schen Regeln schreiben fest, dass das Wohnungswesen optimalerwei-
se privatisiert und ökonomisch auf maximalen Gewinn ausgerichtet 
sein müsse. Zudem werden immer reaktionärere Lösungsmöglich-
keiten für die Wohnungsfrage diskutiert und umgesetzt: Zwangs-
räumungen von Wohnungen, deren Mieter nicht mehr bezahlen  
können – auch in Coronazeiten –, Containerunterkünfte für Woh-
nungslose, Zeltstädte, Stadtverbote für Unerwünschte, Obdachlosig-
keit, die lediglich verwaltet wird.

Mietendeckel drauf und gut?

Die Einführung des Mietendeckels im Juni 2019 hat gezeigt, dass die 
Politik durchaus Handlungsspielräume besitzt und die Proitmacherei 
mit Wohnraum beschränken kann. Die damals rasante Talfahrt der 
Börsenkurse sämtlicher großen Immobilien-AGs offenbarte die Emp-
indlichkeit der Kapitalseite gegenüber tatsächlichen Verbesserungen 
für die Mieter. Dass mitten in der Covid-19-Pandemie nach wie vor 
Tausende Wohnungen fehlen und vor allem Luxusimmobilien oder 
Bürogebäude neu gebaut werden, macht klar, dass der Deckel für 
mindestens weitere fünf Jahre verlängert werden müsste, aber auch, 
dass dies allein nicht ausreichen wird. Zum Beispiel besitzt Berlin 
mit seinen mehr als 320.000 Wohnungen der landeseigenen WBGs 
ein weiteres Instrument zur Beeinlussung des Mietenniveaus. Diese 
Mieten sinken jedoch nicht, sondern steigen ebenso wie überall in 
der Stadt. Es wäre daher falsch, den Senat aus der Verantwortung zu 
nehmen.

Denn ein effektiver Wohnungsneubau ist trotz vollmundiger Phra-
sen des rot-rot-grünen Senats nicht in Sicht. Wohnungsneubau wird 
nach Marktlogik praktiziert, nach der ausschließlich Private oder die 
wie Privatunternehmen funktionierenden öffentlichen Wohnungsge-
sellschaften neu bauen. Alle Bauarbeiten werden ebenfalls von meist 
großen Privatunternehmen ausgeführt. Dass in den vergangenen Jah-
ren die Bevölkerungszahl Berlins um fast 400.000 Menschen wuchs, 
ließ die Kassen der Wohnungswirtschaft klingeln: Die durchschnitt-
lichen Angebotsmieten stiegen von 6,50 Euro auf weit mehr als zehn 
Euro pro Quadratmeter nettokalt. Um den Zuzug zu kompensieren, 
hätten in Berlin theoretisch mehr als 220.000 Wohnungen gebaut 
werden müssen. Es entstanden gerade einmal 80.000 – Ein- und 
Zweifamilienhäuser sowie Luxusobjekte inbegriffen. Preisgebundene 
Mietwohnungen bildeten dabei den geringsten Anteil. Es lief alles im 
Sinne der Immobilienwirtschaft und Spekulanten – ein knappes Woh-
nungsangebot erhöht die Proitaussichten.

Senat und Bezirke bringen häuig das Vorkaufsrecht ins Spiel. Grü-
ne, SPD und Linke behaupten, so der Immobilienspekulation die 
Grundlage entziehen zu wollen. Das Prinzip dabei ist immer das glei-
che: Die Wohnungen waren aus ehemals öffentlichem Besitz, in der 
DDR sogar aus Volkseigentum, seinerzeit für Spottpreise an Private 
verscherbelt worden. Nun versucht jeder, seine Immobilien optimal 
zu verwerten; auch über den Verkauf, oder die bloße Spekulation. 
Angesichts des Immobilienpreisbooms – eine Entwicklung, die von 
den Berliner Landesregierungen zu verantworten ist – wirkt das fatal. 
Kann sich ein »Investor« sicher sein, dass Senat oder Bezirk rekom-
munalisieren, liegt es nahe, noch höhere Preise zu verlangen. Meist 
wird bei solchen Deals über Kaufsummen Stillschweigen vereinbart. 
Die Immobilienspekulanten jubeln und streichen Milliarden Steuer-
geld ein, während sich die Verantwortlichen als Wohltäter feiern. 

Ende Februar wird auch die Kampagne »Deutsche Wohnen & Co. 
enteignen!« wieder Schlagzeilen machen, wenn die nächste Unter-
schriftensammlung für das Volksbegehren startet. Während der letz-
ten Jahre hat die Kampagne sehr erfolgreich die Immobilien-AGs als 
verantwortliche Akteure der kapitalistischen Wohnungswirtschaft be-
nannt. Es sind Konzerne wie die Deutsche Wohnen oder Vonovia, die 
ehemalige Wohnungen der Öffentlichen Hand im großen Stil kaufen, 
um sie möglichst rasch und proitabel zu verwerten. Knallhart werden 
Mieterschutzgesetze umgangen, um den Mietpreis maximal zu stei-
gern, Modernisierungen zwecks Mietsteigerung durchgedrückt und 
Instandhaltungen vermieden. Wer nicht zahlen kann soll raus – hier 
interessieren nur Bilanzen. Warum also die Spekulanten und Proiteu-
re nicht enteignen? Selbst wenn eine Enteignung per Volksbegehren 
unrealistisch ist, sollte man sie nicht trotzdem versuchen? Es ist zu 
begrüßen, dass die Eigentums- bzw. Enteignungsfrage ins Spiel ge-
bracht wurde. Doch Skepsis ist angebracht, denn von »Enteignung« 
kann leider keine Rede sein. Selbst nach den Vorstellungen der Akti-
visten würde ein Erfolg der Kampagne etliche Milliarden Steuergeld 
kosten, die der Senat den Immobilienkonzernen als Entschädigung 
zahlen müsste. Das wäre keine Enteignung, sondern tatsächlich nur 

ein gesetzlich inszenierter, immens teurer Rückkauf vor allem jener  
Wohnungen der öffentlichen Hand, die der rot-rote Senat 2004 an 
die Immobilienhaie verramscht hatte. Das wäre eine Umverteilung 
von Unten nach Oben. Deutsche Wohnen und andere könnten davon 
weitere Wohnungen kaufen. 

Planwirtschaft statt Marktlogik

Das Geld könnte sinnvoller eingesetzt werden, als es den Spekulanten 
und Investoren hinerherzuwerfen. Etwa für den Bau hochwertiger 
Wohnungen, dauerhaft im Besitz der Stadt Berlin, die für Jahrzehnte 
zu niedrigen Mietpreisen angeboten werden können. Dass es anders 
geht, zeigen drei Beispiele. 

1. Berlin ist berühmt für seine Arbeitersiedlungen aus den 1920er 

Jahren. Sie bezeugen, dass auch im Kapitalismus preiswerter und 

guter Wohnraum geschafen werden kann. Damals wurde per Haus-

zinssteuer Geld von Banken und Konzernen eingetrieben, und große 

moderne Wohnsiedlungen konnten von öfentlichen Trägern gebaut 
werden. Vor allem der Druck der Straße und die starke Arbeiterbe-

wegung sorgten dafür, dass dies auch angesichts knapper öfentli-
cher Kassen möglich war.

2. In der DDR war das Wohnungswesen staatlich, das Grundrecht auf 
Wohnen garantierte die Verfassung. Wohnungsbau fand im Interesse 

der Menschen statt. Es gab das Recht auf Wohnen, billiger Wohn-

raum war selbstverständlich. Binnen weniger Jahre entstanden gan-

ze Stadtteile wie Marzahn neu. Bis Ende der 1980er Jahre wurden drei 

Millionen Neubauwohnungen fertiggestellt, die Mietpreise waren 

niedrig. Dass in Berlin noch Jahrzehnte nach der Vernichtung des So-

zialismus ein noch nicht vollends entfesselter Wohnungsmarkt exis-

tierte, lag nicht zuletzt an den »Platten«.

3. Auch in Österreich war die Arbeiterbewegung stark. Sie übte Druck 
auf die Kapitalisten aus und besteuerte sie. Davon baute man mas-

senhaft Arbeiterwohnungen. Dieser Gemeindebau existiert noch 
heute und sorgt z. B. in der Metropole Wien bis heute für relativ mo-

derate Mieten. 

Diese drei Beispiele lassen sich natürlich nicht eins zu eins auf das 
heutige Berlin übertragen. Aber sie zeigen an, was groß angelegte 
Kommunale Wohnungsbauprogramme leisten können. Der Neubau 
sollte nicht den Neoliberalen überlassen werden. Vielmehr ist er der 
Schlüssel zur Wohnraumversorgung für Alle.

Unsere 

Wohnungen - 

unser Bedarf! 

Wohnen 
bleibt 
Ware 

Nötig wäre ein Bruch 
mit dem kapitalistischen Wohnungswesen

erscheint vierteljährlich

EiŶzelhet:	 ϭ,ϱϬ	Euro
Jahresaďo:	 ϭϬ,ϬϬ	Euro
gruppeKA)@kaz-oŶliŶe.de
ǁǁǁ.kaz-oŶliŶe.de
Gruppe	KoŵŵuŶisisĐhe 

ArďeiterzeituŶg	;KA)Ϳ
Reichstraße 8

ϵϬϰϬϴ	NürŶďerg

Lieďe	LeseriŶŶeŶ	uŶd	Leser	der	KA),
die	aktuelle	KA)-Ausgaďe	ϯϳϯ	ist	uŶter	 
www.kaz-online.de	ǀeröfeŶtliĐht	uŶd	auĐh	als	
DruĐkǀersioŶ	ǀerfügďar.

Zusammen mit dem Kapital anpacken 

oder Zusammen das Kapital anpacken!

uŶd	ǁeitere	Arikel	u.a.
Wohnen, Miete, Eigentum

» Ein efektiver 
Wohnungsneubau ist 
trotz vollmundiger 
Phrasen des rot-rot-
grünen Senats nicht in 
Sicht

ANZEIGEN

Gemeinfrei

Foto von Marcus Lenk von Pexels
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Die Mieten-AG der 

DKP und die DKP- 

Friedrichshain-

Kreuzberg fordern:  

Mindestens fünf weitere  

Jahre Mietendeckel!

Die Einführung des Mietendeckels 
hat deutlich gemacht, dass die 
Politik durchaus Handlungsspiel-
räume besitzt und die Proitma-
cherei mit Wohnraum beschränken 
kann. Solange jedoch weiterhin 
Tausende Wohnung fehlen, die den 
Wohnungsmarkt entlasten könnten, 
muss er um mindestens dieselbe 
Zeitspanne verlängert werden. 

Ein breites 

Wohnungsneubauprogramm – 

sozial und kommunal!

Der Mietendeckel reicht nicht aus. 
In den vergangenen Jahren stieg 
die Bevölkerungszahl Berlins um 
fast 400.000 Menschen. Ange-
sichts dieser Zahl, wären mehr 
als 220.000 neue Wohnungen 
nötig gewesen, gebaut wurden 
aber gerade einmal 80.000. Das 
knappe Angebot ließ die Kassen 
der Wohnungswirtschaft klingeln. 
Und Wohnungsneubau erfolgt nach 
Marktlogik, ausschließlich Private 
oder die wie Privatunternehmen 
agierenden öffentlichen Wohnungs-
gesellschaften errichten neue Häu-
ser. Das muss sich ändern. Ein um-
fassender sozialer und kommunaler 
Wohnungsbau ist der Schlüssel zur 
Wohnraumversorgung für alle. 

Die Milliarden für die  

Mieter anstatt für 

Deutsche Wohnen & Co.!

Sollte die Kampagne »Deutsche 
Wohnen & Co enteignen!« Erfolg 
haben, liefe die »Enteignung« nach 
jetzigem Stand auf einen enorm 
teuren Rückkauf der ehemals vom 
Berliner Senat verramschten lan-
deseigenen Wohnungen hinaus. Die 
Immobilienunternehmen würden 
damit ein ziemlich proitables Ge-
schäft machen. Das Geld könnte 
indessen für den Bau hochwertiger 
Wohnungen in kommunalem Besitz 
eingesetzt werden, die für Jahr-
zehnte zu niedrigen Mietpreisen 
angeboten würden. 

Bedingungsloses Wohnrecht für 

alle und Bestandschutz für alle 

Mieterinnen und Mieter! Verbot 

der Umwandlung von Miet- in 

Eigentumswohnungen, von Eigen-

bedarfskündigungen und Zwangs-

räumungen!

Private Vermieter können Mieter 
mit Eigenbedarf bedrohen, um eine 
nicht zahlungskräftige Klientel auf 
die Straße zu setzen. Mietervereine 
gehen davon aus, dass der Großteil 
der Vermieter, die sich auf Eigenbe-
darf berufen, Missbrauch betreibt. 
Eigenbedarfskündigungen gehören 
inzwischen zu den am häuigsten 
verhandelten Mietrechtsprozessen. 
Die meisten werden von den Ver-
mietern gewonnen. Diese Praxis 
muss untersagt werden.





Friedrichshain-

Kreuzberg

Termin: Jeder zweite und 
vierte Dienstag im Monat 
Kontakt über:

fabienne.trotier@gmail.com

Lichtenberg/Marzahn-

Hellersdorf

Termin: Jeder erste 
Montag im Monat 
Beginn: 19.00 Uhr 
Ort: ND-Haus, 
Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin, Raum 551 

Pankow

Termin: Jeder zweite und 
vierte Montag im Monat
Beginn: 19.00 Uhr 
Ort: Schachcafé »En Passant«
Schönhauser Allee 58, 
10437 Berlin 

Neukölln

Termin: Jeder erste 
Donnerstag im Monat 
Beginn: 18.30 Uhr 
Ort: KommTreff, 
Jonasstraße 29, 
12053 Berlin

Tempelhof-Schöneberg

Termin: Jeder zweite und 
vierte Donnerstag im Monat 
Beginn: 20.00 Uhr 
Ort: Cafe »Ess Eins«, 
Kolonnenstraße 56, 
10827 Berlin 

Treptow-Köpenick

Termin: Jeder erste Dienstag 
im Monat 
Beginn: 18.00 Uhr 
Ort: ND-Haus, 
Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin, Raum 551

Wedding

Termin: Jeder zweite und 
vierte Montag im Monat 
Beginn: 19.00 Uhr 
Ort: Linkstreff 
Malplaquetstraße 12 
13347 Berlin

Betriebsaktiv »Gesundheit«

Termin: Jeder dritte Mittwoch
im Monat 
Beginn: 18.30 Uhr 
Ort: ND-Haus, 
Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin, Raum 551

Spandau

Kontakt über:

dkp-spandau@gmx.de

ANZEIGEN

Bitte beachten: Es kann zu Abweichungen der Gruppenabendtermine kommen. Bei Interesse meldet euch bitte unter: Info@dkp-Berlin.info

Lea Grundig

Elfteiliger Bildzyklus zum 

»Manifest der Kommunistischen Partei«

mit dem Text von Karl Marx und 

Friedrich Engels sowie einer Einleitung 

von Dietmar Dath und einem Nachwort 

von Andreas Wessel

Verlag 8. Mai, 128 Seiten, handgebunden mit elf 

Abbildungen, teilweise fünffarbig gedruckt, 

22,90 Euro, ISBN 978-3-931745-41-7

Zu bestellen im  junge Welt-Shop 

unter jungewelt-shop.de 

Lea Grundig

El!eiliger Bild-Zyklus zum 

Manifest der Kommunistischen Partei

von Karl Marx und Friedrich Engels

Mit einer Einleitung von Dietmar Dath 

und einem Nachwort von Andreas Wessel

Manifest der Kommunistischen Partei

Erstmals veröffentlicht

DKP - GRUPPENTERMINE

Schändung akzeptiert
»Die Linke« und das 

Ernst-Thälmann-Denkmal

Berliner Anstoß ● DKP in Aktion 1/20217

D
as Ernst-Thälmann-Denkmal 
an der Greifswalder Straße 
im Berliner Bezirk Pankow, 

befi ndet sich in einem traurigen Zu-
stand. Die Statue, die an den von 
den Nazis ermordeten KPD-Vorsit-
zenden, Friedenskämpfer und Anti-
faschisten Ernst Thälmann erinnert, 
wird seit dem Anschluss der DDR an 
die BRD von den verantwortlichen 
Stellen nicht mehr gepfl egt und ist 
deshalb wiederkehrenden Schmie-
rereien und Schändungen ausge-
setzt. 

Die DKP-Berlin veröffentlicht zu 
diesem Misstand einen Brief, den sie 
am 17. Oktober an den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin, Michael 
Müller (SPD), seinen Stellvertreter 
und Kultursenator, Klaus Lederer 
(PdL), sowie an den Bezirksbürger-
meister von Pankow, Sören Benn 
(PdL), geschrieben hat. (siehe linke 
Seite) Auf den Brief erfolgte bisher 
von keinem der drei Adressierten 
eine Antwort. Das Sekretariat von 
Klaus Lederer ließ ausrichten, dass 
die Sache in den Zuständigkeits-
bereich des Bezirksbürgermeisters 
von Pankow falle. Das Büro des Be-
zirksbürgermeisters von Pankow 
wiederum antwortete, es habe die 
Angelegenheit an das zuständige 
Gremium überwiesen. Bis jetzt ist 
nichts geschehen, obwohl die DKP 
schon im Oktober ihre Hilfe zur Rei-
nigung angeboten hatte. 

Das Denkmal für Ernst Thälmann 
bleibt besudelt und mit obszönen 
Schriftzügen versehen. Schwer er-
träglich, dass zwei hochrangige 
Politiker einer Partei die sich »Die 
Linke« nennt, diese öffentliche 
Schändung des Denkmals achselzu-
ckend in Kauf nehmen. 

Merke: Nicht überall wo links 
drauf steht ist auch links drin!

Die DKP in Berlin hält an ihrem 
Angebot fest, das Denkmal zu reini-
gen und zu schützen. (sn).

Foto: Sulamith Sallmann / /commons.wikimedia.org/wiki/File:Ernst-Thälmann-Denkmal.jpg / creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de / (CC BY-SA 4.0)

Sehr geehrter Herr Dr. Klaus Lederer,

seit Jahren wird das Denkmal für den von den Nazis ermordeten Antifaschisten und 

Vorsitzenden der KPD, Ernst Thälmann in dem nach ihm benannten Park an der 

Greifswalder Straße von behördlicher Seite weder gepfl egt noch geschützt. Das ist 
auch deshalb bedenklich, weil auch Genossinnen und Genossen in der von Ihnen ver-

tretenen Partei vom Naziregime verfolgt wurden. Dieses Denkmal steht symbolisch 

für die Würde aller, die von den Faschisten als politische Widersacher und Kriegsgeg-

ner brutal aus dem Weg geräumt wurden. Wie Sie sicher wissen, ist Ernst Thälmann 

auf persönlichen und ausdrücklichen Befehl Adolf Hitlers am 18. August 1944 im 

KZ-Buchenwald ermordet worden. Seine mahnenden Worte aus dem Reichspräsiden-
tenwahlkampf von 1932 hatten sich da längst in tragischer Weise bewahrheitet:

 »Wer Hindenburg wählt, wählt Hitler, wer Hitler wählt, wählt den Krieg«. 

Dass auch die erneute entwürdigende Schändung des Thälmann-Denkmals von den  

verantwortlichen politischen Instanzen unserer Stadt ignoriert wird und notwendige 

Reinigungs- und Schutzmaßnahmen nicht ergriffen werden, halten wir für unerträg-

lich. Dies reiht sich ein in die zunehmende Ignoranz gegenüber allen Opfern des 

Hitlerfaschismus und deren Gedenkstätten. 

Da wir aber diesen skandalösen Zustand nicht nur beklagen sondern auch ändern 
möchten, ergreifen wir die Initiative und unterbreiten Ihnen hiermit folgende Vor-

schläge: 

• Wir organisieren die Grundreinigung des Denkmals mit freiwilligen Helfern.

• Sie stellen uns die dafür notwendigen Reinigungsmittel, Werkzeuge und Reini-

gungsapparate zur Verfügung. 

• Sie sorgen dafür, dass nach der Grundreinigung das Denkmal mit einem Schutzan-

strich versehen wird, mit dem eine erneute Verschmutzung zumindest erschwert bzw. 

eine notwendige erneute Reinigung leichter durchgeführt werden kann. 

Mit antifaschistischem Gruß,

Stefan Natke
Landesvorsitzender der DKP-Berlin
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